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„Pro Deutschland“ – Nein, das ist keine 
Sloganidee für die Fußball WM. „Pro 
Deutschland“ ist eine bundesweite Orga-
nisation, die sich als „Bürgerbewegung“ 
bezeichnet und das Ziel verfolgt einen 
rechtsextremen Konsens in der deut-
schen Politik zu schaffen. Dazu brauche 
es eine „Erneuerung des Staates vom 
Haupt bis zu den Gliedern“. Denn „Nach 
Grünen, FDP und Sozialdemokraten ha-
ben jetzt auch die Unionsparteien 
Deutschland zum Einwanderungsland 
erklärt.“ Die Strategie sieht so aus, dass 
bei den „Gliedern“, also mit der Kommu-
nalpolitik begonnen werden soll. Verbün-
dete in den Ländern und Gemeinden 
sollen in ihrer Umgebung selbständig 
Überzeugungsarbeit leisten. Auf ihrer 
Homepage hat die Organisation genau 
ausgerechnet, wie viele Adressen von 
Privathaushalten mit potentiellen Sympa-
thisanten in dem jeweiligen Kreis akqui-
riert werden müssen, um die für Kom-
munalwahlen wichtigen 4 Prozent der 
Wählerstimmen erreichen zu können. 

Pro Deutschland möchte die Sache an 
der Wurzel anpacken: „Nicht die Auslän-
der sind unsere Gegner, sondern unsere 
eigenen deutschen Politiker, die eine 
verfehlte Ausländerpolitik betreiben!“, 
heißt es im offiziellen Konzeptpapier. 
„Pro Deutschland“ macht, trotz eines 
bewusst missverständlichen und manipu-
lativen Sprachgebrauchs, deutlich, wie 
eine nicht verfehlte „Ausländerpolitik“ 

 

auszusehen hat: „Millionenfache Arbeits-
losigkeit, immense Staatsverschuldung, 
hohe Kriminalität und arrogante Ent-
scheidungen wider dem Volkswillen ha-
ben Unmut im Volke hervorgerufen. (…) 
Vor allem die multikulturelle Politik der 
Altparteien fordert unseren Widerspruch 
heraus“. Hier wird der altbekannten Ar-
gumentationslinie von Neonaziorganisa-
tionen und NPD gefolgt: „Ausländer 
nehmen uns die Arbeitsplätze weg“. In 
der Tat ist „Pro Deutschland“ über die 
Biographien der Mitglieder mit der NPD 
und anderen rechtsextremen Organisati-
onen verbunden. So heißt es beispiels-
weise im Spiegel über den Pro NRW 
Chef Markus Beisicht: 

„Jurist Beisicht und einige Vorstandskol-
legen pflegen seit Jahren Kontakte zur 
ultrarechten Szene. Mit den Radikalen 
der ‘Deutschen Liga für Volk und Heimat’ 
setzte Ex-Republikaner-Mitglied Beisicht 
Anfang der neunziger Jahre 1000 Mark 
Kopfgeld auf eine untergetauchte Asyl-
bewerberin aus. Sein Vize Rouhs war 
NPD-Mitglied.” 

Allerdings versucht die Organisation „Pro 
Deutschland“, indem sie sich immer wie-
der zur „freiheitlich-demokratischen 
Grundordnung“ und zum Grundgesetz 
bekennt, ihre extremistische Haltung zu 
verschleiern. Bieder und hemdsärmelig 
statt Glatze und Springerstiefel. Dies zu-
sammen mit dem intensiven Networking 
auf Kommunalebene ist alle Male Grund 
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zur Besorgnis. Nicht zuletzt auch, weil 
Teile der Argumentationsmuster eben 
durchaus in der Mitte der Gesellschaft 
verankert sind. Vor allem drei Aspekte: 

1. Deutschland als Nicht- Einwan-
derungsland. 

2. Integration als Verwertbarkeit 
von Menschen auf dem Arbeits-
markt. 

3. Der Islam als Antiaufklärung. 

Wenn in einem Land, wo laut statisti-
schem Bundesamt rund jeder fünfte 
Mensch aus einem migrantischen Kon-
text stammt, noch immer die Realität der 
Einwanderungsgesellschaft negiert wird, 
handelt es sich dabei entweder um ver-
blendete Ideologie oder um eine Farce. 
Nun behauptet aber grade die Mitte, 
dass sie ideologiefrei ist. Ob eine Mei-
nung, ein Handeln frei von Ideologie sein 
kann oder nicht sei dahingestellt. Doch 
wenn Politiker der Mitte – und zwar nicht 
nur Sarrazin und Buschkowsky – die Ein-
wanderungsgesellschaft nach wie vor 
ernsthaft in Frage stellen, dann ist zu-
mindest eine Gesinnungsparallele zu 
Organisationen wie „Pro Deutschland“ 
nicht zu verkennen.  

Ähnlich sieht es mit dem zweiten Aspekt 
aus. Die Migrationssoziologin Gökçe Y-
urdakul erinnert an den berühmten Aus-
ruf von Max Frisch: „Wir riefen nach Ar-
beitskräften und es kamen Menschen“. 
Diese Erkenntnis scheint auch nach 
mehr als fünfzig Jahren nicht so ganz in 
der Politik angekommen zu sein. Laut 
Yurdakul spiegelt die Integrationspolitik 
in Deutschland eine Idee von Integration 
wider, die die Bewertbarkeit der Men-
schen für den Arbeitsmarkt in den Vor-
dergrund stellt.  

Die Integrationsdebatte kann kaum kon-
struktiv sein, wenn man nicht endlich 
damit anfängt Subjekte als Menschen zu 
sehen, anstatt sie auf Inputfaktoren des 
Arbeitsmarktes zu reduzieren. Wie z.B. 
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Sarrazin mit der Aussage: „eine große 
Zahl an Arabern und Türken [hat] keine 
produktive Funktion (…), außer für den 
Obst- und Gemüsehandel“. 

Der dritte Punkt – die Angst vor dem Is-
lam – rückt zunehmend in den Vorder-
grund und geht Hand in Hand mit einer 
Ethnisierung von Muslimen. Im öffentli-
chen Diskurs werden oft Verbindungen 
zwischen muslimischen Wurzeln und 
gesellschaftlichen Problemen wie Ge-
walt, Sexismus, Homophobie und Anti-
semitismus behauptet. So wird ein ho-
mogener Islam als binäre Opposition der 
„westlichen Kultur“, die für Toleranz, 
Menschenrechte und Aufgeklärtheit ste-
hen soll, konstruiert. Die Präambel des 
„Pro Deutschland“ Programms dürfte 
nicht nur die rechtsextreme Szene an-
sprechen: „Die Bürgerbewegung pro 
Deutschland versteht sich als politische 
Vereinigung von Menschen, die den a-
bendländischen Charakter Deutschlands 
bewahren wollen.“ 

Der 4. Bundesparteitag von „Pro 
Deutschland” soll am 17. Juli im Rathaus 
Schöneberg statt finden. Dagegen zu 
protestieren, ist richtig und wichtig, weil 
auf diese Weise zivilgesellschaftlich 
Wachsamkeit und Missgunst gegenüber 
Menschenfeindlichkeit demonstriert wird. 
Es muss Öffentlichkeit geschaffen wer-
den, um diese gespaltenen Zungen vor-
zuführen, die unverhohlen auf Begriffe 
wie Freiheit und Demokratie zurückgrei-
fen.  

Doch das Problem sitzt tiefer: Solange 
es in der Mitte keine radikale Abkehr von 
erwähnten Grundhaltungen gibt, können 
Organisationen wie „Pro Deutschland“ 
auf Erfolg hoffen. In Zeiten großer Ver-
unsicherung entpuppt sich die Wirt-
schaftskrise als eine Gesellschaftskrise 
und Demagogen versuchen davon zu 
profitierten. Es bedarf eines ausgespro-
chenen politischen Willens, der neue 
Zeichen setzt und sich vor allem gegen 
solchen Aktionismus positioniert. Diese 

 

  

 



Dem öffentlich geförderten Beschäfti-
gungssektor (ÖBS) drohen starke Re-
striktionen. Damit auch der Bürgerarbeit 
im Allgemeinen – darüber besteht im 
Land Berlin kein Zweifel. 

In einem offenen Brief an die Bundesmi-
nisterin für Arbeit und Soziales von der 
Leyen formulierten die Bezirksbürger-
meister/innen aus Lichtenberg, Pankow, 
Marzahn-Hellersdorf und Treptow-
Köpenick und die Be-
zirksstadträt(e)/innen von Friedrichshain-
Kreuzberg, Spandau, Treptow-Köpenick 
und Reinickendorf die Bitte, den ÖBS für 
Berlin zu verstetigen und auszuweiten. In 
dem Brief wird der Einsatz von Langzeit-
arbeitslosen in Berlin durch den ÖBS als 
ein Erfolg bezeichnet. 

Das Model ÖBS existiert in Berlin seit 
2006. Im Moment arbeiten über 7500 
Menschen in diesem Sektor in folgenden 
Handlungsfeldern: 

• Neue Perspektiven einer älter wer-
denden Gesellschaft z.B. durch Stär-
kung der Mobilität der Einzelnen er-
reichen, Sicherstellung des Abbaus 
von Barrieren oder die Ausweitung 
von Serviceangeboten für Seniorin-
nen und Senioren, 

• Stärkung des sozialen Zusammen-
halts (Nachbarschaftsarbeit, soziale 
Infrastruktur), 

• Integration von Migrantinnen und 
Migranten und Mehrheitsgesellschaft 

Um eine ÖBS-Stelle zu bekommen, 
muss die Person seit mindestens zwölf 

Monaten arbeitslos sein und wenigstens 
zwei sogenannte „Vermittlungshemmnis-
se“ aufweisen. „Vermittlungshemmnisse 
sind Alter über 50 Jahre, gesundheitliche 
Beeinträchtigung, mangelnde Sprach-
kenntnisse oder fehlender Schul- oder 
Berufsabschluss.“  Die Betreffenden dür-
fen in absehbarer Zeit (24 Monate) nicht 
in eine ungeförderte Beschäftigung ver-
mittelt werden und sie müssen bereits 
seit mindestens 6 Monaten intensiv vom 
Jobcenter betreut worden sein. Viele 
Migrant/innen bekamen dadurch eine 
„sinnvolle“ Beschäftigung. 

Von diesem Modell profitiert also sowohl 
die vermittelte Person durch die Anstel-
lung in ein sozialversicherungspflichtiges 
Arbeitsverhältnis (allerdings ohne Ar-
beitslosenversicherung) als auch die be-
zirkliche Infrastruktur durch die Verrich-
tung diverser Tätigkeiten, die den Zu-
sammenhalt der Bevölkerung fördern. 

Durch das Modell ÖBS werden vorwie-
gend zivilgesellschaftliche Strukturen 
gestärkt, in denen ehrenamtliches Enga-
gement zur Vollzeitbeschäftigung ge-
worden ist. Viele, die Sozialarbeit leisten, 
freuen sich auf den Einsatz von neuen 
Kräften, die den akuten Bedarf an Hilfe-
leistungen erbringen. 

Von Kind bis Großeltern wird mit dem 
Modell ÖBS vielen, darunter auch vielen 
Migrant/innen, geholfen. Dass diese an-
spruchsvolle Arbeit befristet finanziert 
wird, ist bedenklich, vor allem wenn die 
Frage gestellt wird, wer die „Integrati-
onsarbeit“ leistet.   
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ÖBS: Wer leistet die Bürgerarbeit? 
 

Art der Mobilmachung muss ernst ge-
nommen und als „Volksverhetzung“ ent-
larvt werden. 

Was politischen Organisationen zu tun 
bleibt – seien es Migrant/innen-
Selbstorganisationen, seien es NGOs, 
die sich der sozialen Gerechtigkeit ver-

schrieben haben, seien es Parteien oder 
Quartiersmanagements –, ist neben dem 
Protest in akuten Fällen, Aufklärungsar-
beit überall im öffentlichen Raum, wo 
sich die Möglichkeit bietet. Von der 
Schule bis zur Arbeitsagentur. du 

 

 



Jetzt wird die Finanzierung umgestellt. 
Die Beschäftigung von ÖBS-Kräften ist 
bisher nach Regeltarifverträgen bzw. 
ortsüblichen Löhnen bezahlt – mit einem 
Mindeststundenlohn von 7,5 €. Grundla-
ge für diese Förderung sind die bundes-
politischen Instrumente Kommunal-
Kombi und BEZ (§16 e, SGBII), die mit 
Landesmitteln bezuschusst werden. 
Damit wird erstens eine Trägerpauschale 
finanziert und die Beschäftigten erhalten 
ein existenzsicherndes Arbeitsverhältnis. 
Ab 2011 sieht die Welt anders aus. Da 
das Bundesprogramm Kombi ausläuft 
und die bisherigen Bedingungen für den 
öffentlichen Sektor geändert werden ent-
fallen beide Programme. 

Die Förderungen des Landes Berlin sind 
den aktuellen Förderbedingungen und 
vom Beschäftigungzuschuss des Bundes 
an die Jobcenter anhängig. Die Ände-
rungen führen zu dem Ergebnis, dass 
der Zuschuss nicht mehr für die Ausfi-
nanzierung im gemeinnützigen Bereich 
möglich ist. Da das Bundesministerium 
für Arbeit und Soziales die Mittel für den 
Zuschuss anderweitig verteilen möchte, 
erhält Berlin keine ausreichende Finan-
zierung mehr.  In der Geschäftsanwei-

sung informiert das Ministerium, dass 
nur noch unbefristete Arbeitsverhältnisse 
gefördert werden. 

Deswegen hat der Senat beschlossen 
den Rückgang bei den Geförderten in-
soweit auszugleichen, als dass in Zu-
kunft „Arbeitsgelegenheiten in der Ent-
geldvariante“ für die Grundfinanzierung 
des ÖBS Berlin genutzt werden sollen. 
Die Folgen sind für Ältere die Förderung 
bis zur Rente. Für die Anderen ist dann 
eine Förderung im gemeinnützigen Be-
reich nicht mehr möglich.  

In dem offenen Brief wird betont, dass 
alle Mittel, die zur Finanzierung der ein-
tretenden Arbeitslosigkeit der Betroffe-
nen gebündelt werden können, damit 
aktive und passive Leistungen zur Ver-
fügung stehen und die Bundesländer 
bzw. die Kommunen mit Landesmittel 
aufgestockt werden. 

Sollte dies nicht passieren werden vor 
allem Vereinen und der so genannten 
Kulturarbeit beim Streichen dieser För-
derung die „human ressources“ abge-
kappt und die Personen wieder in die 
Hartz-Spirale verdrängt. eb 
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Der Migrationsrat Berlin-Brandenburg (MRBB), ein Dachverband mit 76 Mitgliedsorganisationen, ver-
steht sich als Interessenvertretung von „Migrant/innen“ und ihren Angehörigen und setzt sich für ihre 
rechtliche, soziale und politische Gleichstellung ein. Themen des MRBB sind u.a. Partizipation, Bil-
dung, Medien und Empowerment. Der Newsletter erscheint monatlich und ist als Informationsmedium 
an alle direkten oder indirekten Mitglieder und darüber hinaus an Multiplikator/innen und Interessierte 
gerichtet. Für Mitglieder gibt es monatlich einen Redaktionstag, an dem sie ihre Anliegen für den News-
letter thematisieren können. Artikel können unverbindlich an presse@mrbb.de gesandt werden. 

 

Über den MRBB 

Leben nach Migration Seite 4  

 

Termine (alle beim MRBB) 

24.06, 18:00 Uhr Vertreterratssitzung 

01.07, 16:00 Uhr Roundtable mit der LABO 

19.07, 15:30 Uhr Welche Rolle spielt die strukturelle Ebene in der   
     Jugendarbeit im Übergang Schule und Beruf?  

24.08, 15:30 Uhr Welche Rolle spielt die persönliche Ebene in der   
     Jugendarbeit im Übergang Schule Beruf?  

 




